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Landesarbeitsgericht 
Hamm 

Verkündet am 
10. November 2021

 Urkundsbeamtin der 
Geschäftsstelle 

URTEIL 

In Sachen 

2 5. 

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte 

gegen 

 Prozessbevollmächtigte: DGB Rechtsschutz GmbH, Spohrstraße 6 - 8, 

34117 Kassel, 

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver­

handlung vom 10. November 2021 durch die Vorsitzende Richterin am Bundes­

arbeitsgericht ..., die Richterin am Bundesarbeitsgericht ..., den Richter am 

Bundesarbeitsgericht ... sowie die ehrenamtliche Richterin ... und den 

ehrenamtlichen Richter ... für Recht erkannt: 
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 4. Februar 2020
- 14 Sa 1062/19 - teilweise aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des
Arbeitsgerichts Paderborn vom 13. Juni 2019 - 1 Ca
305/19 - .unter Zurückweisung der Berufung im Übrigen
im Zinsausspruch teilweise abgeändert.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Zinsen in
Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Ba­
siszinssatz aus einem Betrag in Höhe von 193,44 Euro
seit dem 18. Dezember 2018 zu zahlen.

3. Im Übrigen wird die Revision der Beklagten zurückge­
wiesen.

4. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Von Rechts wegen! 

1 

2 

Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Höhe angemessener Nachtarbeitszu- 

schläge nach § 6 Abs. 5 ArbZG. 

Die Beklagte ist eine in der Rechtsform einer GmbH betriebene Zeitungs- 

vertriebs- und Servicegesellschaft. Sie gehört zu der Unternehmensgruppe 

W. Der Kläger ist bei der Beklagten seit dem 1. Juli 1998 als Zei­tungszusteller 

beschäftigt. Auf Anweisung der Beklagten trug er werktags bis spätestens 

06:00 Uhr Tageszeitungen aus. Donnerstags und samstags stellte er zudem 

Anzeigenblätter zu. Im Zeitraum von Oktober 2018 bis März 2019 arbei- tete er 

regelmäßig an allen Werktagen mehr als zwei Stunden in der Zeit zwi­schen 

23:00 Uhr und 06:00 Uhr. Die Beklagte vergütete die Arbeitsleitung bis zum 

31. Dezember 2018 mit dem gesetzlichen Mindestlohn von 8,84 Euro brutto und 

ab dem 1. Januar 2019 mit 9, 19 Euro brutto pro Stunde. Daneben leistete 
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat die Auffas-

sung vertreten, die flächendeckende Zustellung von Tageszeitungen in den frü- 

hen Morgenstunden sei Gegenstand der grundrechtlich garantierten Medienfrei-

heit und für die freiheitlich-demokratische Grundordnung unverzichtbar. Für die 

Verwirklichung ihres Grundrechts aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG sei sie im Klage­

zeitraum zwingend auf die Nachtarbeit angewiesen gewesen. Der Zeitungsver-

trieb sei nicht weniger systemrelevant und für das Gemeinwohl von Bedeutung 

als beispielsweise die Arbeit von Rettungsdiensten und Feuerwehren. Da allein 

die mit der ungünstigen Lage der Arbeitszeit verbundene Erschwernis habe aus­

geglichen werden können, sei der Nachtarbeitszuschlag von 10 % angemessen. 

Die Erhöhung des Zuschlags um 20 Prozentpunkte gefährde die Medi- 

enfreiheit. In diesem Zusammenhang hat die Beklagte behauptet, ihre Unterneh­

mensgruppe habe ebenso wie alle deutschen Tageszeitungsverlage im Streit­

zeitraum unter erheblichem wirtschaftlichem Druck gestanden. Schon seit Jahren 

sei ein stetiger und signifikanter Rückgang der Anzeigen- und Beilagenumsätze, 

der Auflagenzahlen und der Abonnementkunden zu beklagen gewesen. Die Ver­

triebskosten hätten sich in demselben Zeitraum vor allem durch die Vorgaben 

des Mindestlohngesetzes überproportional erhöht. Die Unternehmensgruppe 

W. habe im Jahr 2018 einen Verlust in Höhe von knapp 1,6 Mio. 

Euro ausgewiesen. Eine Erhöhung der Nachtarbeitszuschläge um 20 

Prozentpunkte hätte allein durch eine weitere Erhöhung der Abonnement­

preise ausgeglichen werden können und zwangsläufig weitere Kündigungen von 

Abonnements nach sich gezogen. Die Beklagte hat ferner gemeint, die Erhöhung 

des Nachtarbeitszuschlags auf 30 % stelle einen unverhältnismäßigen Eingriff in 

ihr Grundrecht aus Art. 12 GG dar. 

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten gegen das der 

Klage stattgebende Urteil des Arbeitsgerichts zurückgewiesen. Mit der vom Lan­

desarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte weiter das Ziel, 

dass die Klage abgewiesen wird. 
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111. Der hilfsweise gestellte Antrag zu 2. fällt dem Senat nicht zur Entschei-

dung an. Der Kläger hat ihn erkennbar nur für den Fall gestellt, dass er mit dem 

Antrag zu 1. unterliegt. Diese Bedingung ist nicht eingetreten. 

C. Die Beklagte hat nach § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO die Kosten des Rechts-

streits zu tragen. 
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